
daß „der Sieg das amerikanische Volk vor die ständige 
und brennende Notwendigkeit gestellt hat, die Welt zu 
führen“. Das war die Fortsetzung jener „Politik des 
großen Knüppels“, die Anfang des Jahrhunderts ein 
Vorgänger Trumans, Theodore Roosevelt, gegenüber 
den Staaten Lateinamerikas verkündet und praktiziert 
hat. Weltherrschaftsstreben bedeutet angesichts des 
überall erwachten Nationalbewußtseins heutzutage über­
all Interventionismus. Deswegen ist das gesamte, auf 
Weltbeherrschung gerichtete Paktsystem der USA auf 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten der „an­
geschlossenen“ Länder, auf Ausschaltung ihrer Souve­
ränität und Unabhängigkeit gegründet. Selbst nationa­
listisch, verlangt der USA-Weltgendarm von seinen 
Satelliten, „supra-national“ zu sein, sich von ihm ein- 
schmelzen („integrieren“) zu lassen, und von den kapi­
talistischen Staaten Europas insbesondere, sich zu einer 
künftigen USA-Provinz erst einmal untereinander zu 
verschmelzen. Das ist die berüchtigte europäische „Inte­
gration“, von der besonders Adenauer gern spricht, da 
ihm mit Rüdesicht auf das westdeutsche Rüstungspo­
tential, Menschenreservoir, die strategische Lage West­
deutschlands und die reichen Kader an erprobten Fa­
schisten und Militaristen die Rolle des amerikanischen 
Gefreiten gegenüber den anderen EVG-Mächten zuge­
wiesen ist. „Supra-national“ ist z. B. das in Art. 9 des 
EVG-Abkommens ausgesprochene Verbot nationaler 
Streitkräfte, d. h. die Wehrlosmachung gegenüber der 
das Kommando führenden imperialistischen Macht, also 
den USA. „Supra-national“ ist ferner die Klausel in 
Art. 20, die alle Mitglieder der EVG-Exekutivinstanz, 
des sog. Kommissariats, der Einwirkung der eigenen 
Regierung entzieht, um sie desto ausschließlicher der 
Kommandogewalt des amerikanischen „NATO“-Ober- 
befehlshabers zu unterwerfen. „Supra-national“ im 
Sinne der amerikanischen Europa-Integration ist auch 
die Regelung des Art. 69 § 3, wonach NATO-Divisionen 
in sog. „europäische“ Armeekorps und „europäische“ 
Divisionen in NATO-Armeekorps eingefügt werden bei 
entsprechender „Integration“ der jeweiligen Führungs­
stäbe. Das Ziel ist klar: die Verwandlung der westeuro­
päischen Jugend in amerikanische Landsknechte ohne 
Nationalbewußtsein und daher überall einsetzbar, als 
Bürgerkriegsgarde in der Heimat oder gegenüber den 
Werktätigen der Nachbarländer, ja selbst als imperia­
listische Würger in den schmutzigen Kolonialkriegen 
der Imperialisten in allen fünf Erdteilen. Ausdrücklich 
sieht Art. 120 die Verwendung der „Europa-Armee“ 
nicht nur „in den europäischen Gebieten der Mitglieds­
staaten“, sondern auch „in Afrika nördlich des Wende­
kreises des Krebses“ und bei einstimmiger „Entschei­
dung“ des Rates auch in anderen Gebieten vor.

Art. 12 erlaubt den Mitgliedsstaaten freilich, ihre eige­
nen Kontingente abzufordern, wenn sie zum „Krisen­
einsatz“ in der Heimat, d. h. zum Schießen auf Vater, 
Mutter, Bruder und Schwester, dringend gebraucht 
werden. Es ist kein Zufall, daß Adenauer auf diese 
Bestimmung besonders stolz ist. Sieht er doch durch 
die Verquickung des EVG-Abkommens mit dem Gene­
ralvertrag (Art. 5 Abs. 2) seine Herrschaft nunmehr als 
vierfach „gesichert“ an: erstens durch die Bonner Poli­
zei unter dem Kommando eines nazistisdien Innenmi­
nisters, zweitens durch das zum „Kriseneinsatz“ in die 
Heimat zurückrufbare deutsche Kontingent der künf­
tigen „Europa“-Armee unter dem Kommando Hitler­
scher Generale, drittens durch die anderen Einheiten 
der EVG-Bürgerkriegsarmee (soweit sie nicht ebenfalls 
zum „Kriseneinsatz“ zu Hause gerade unabkömmlich 
sind) und viertens — spezielles Vorrecht Westdeutsch­
lands — durch die Notstandsdiktatur der auf 50 Jahre 
stationierten Interventionstruppen mit unbegrenzten 
Befugnissen über Tod und Leben der deutschen Be­
völkerung.

Aber auch die Reaktionäre der anderen EVG-Staaten 
können auf die rettende Intervention der anglo-ameri- 
kanischen Imperialisten hoffen. Denn wenn auch die 
Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich ihre 
Truppen nicht in die „Europa“-Armee eingliedern, sich 
überhaupt selbst an der EVG nicht beteiligen, so haben 
sie doch — gemeinsam mit Frankreich — durch eine 
besondere Erklärung vom 27. Mai 1952, die sog. Drei­
mächteerklärung, der EVG folgendes zugesichert: „Die 
beiden Regierungen werden es als eine Bedrohung ihrer 
eigenen Sicherheit betrachten, wenn von irgendeiner

Seite etwas unternommen wird, was die Integrität oder 
Einheit dieser Gemeinschaft bedroht. Sie werden dann 
entsprechend dem Art. 4 des Nordatlantikpaktes han­
deln.“ Das bedeutet, sie werden sich über die für sie 
zweckmäßigen Interventionsmaßnahmen beraten, ins­
besondere darüber, ob Aussichten zur Entfachung eines 
neuen Weltkrieges bestehen, da im Konsultationsergeb­
nis nach Art. 5 des Atlantikpaktes der gesamte Kriegs­
apparat der Atlantikmächte mobil gemacht werden 
kann5). Offenherzig heißt es in einem Aufsatz von 
H a g e m a n n  im „Archiv des Völkerrechts“ 1950, daß 
für die Auslegung des Art. 5 — besonders hinsichtlich 
seiner politischen Tragweite — ausschließlich die Auf­
fassung der USA zu beachten sei. „Die Vereinigten 
Staaten sind zwar nur e i n e  von mehreren Vertrags­
parteien. Sie sind aber de facto diejenige Vertragspartei, 
von deren Bereitschaft, die Verpflichtungen des Art. 5 
nach Treu und Glauben zu erfüllen, die Effektivität die­
ser Bestimmung abhängt“.6) Das gilt nach Hagemann 
auch von der Auslegung des Aggressionsbegriffs. Die 
amerikanischen Imperialisten haben zu bestimmen, lehrt 
er, was ein bewaffneter Angriff auf die USA ist und 
ob daher die automatische Kriegsklausel des Art. 5 in 
Funktion tritt. Auf Grund der Auffassungen, die in der 
Debatte des USA-Senats über den Atlantiktpakt ge­
äußert wurden, gelangt Hagemann zu dem Ergebnis: 
„Selbstverständlich würden reine innerstaatliche Un­
ruhen oder Revolutionen nicht als bewaffneter Angriff 
im Sinne des Art. 5 angesehen. Wenn aber einer Re­
volution Vorschub geleistet würde durch einen frem­
den Staat, so müßte diese Hilfeleistung wohl als be­
waffneter Angriff betrachtet werden.“7) Da von den 
USA-Imperialisten wie von der Bonner Protektorats­
regierung ständig behauptet wird, hinter jeder freiheit­
lichen Volksbewegung stehe der mit der Sowjetregie- 
rung kurzerhand identifizierte „Weltkommunismus“, so 
ist das Vorschubleisten durch die Sowjetunion rasch 
konstruiert. „Begründung“: Die Sowjetregierung be­
steht aus Kommunisten, also steht hinter allen Kommu­
nisten die Sowjetregierung; die Kommunisten sind Pa­
trioten, also sind alle Patrioten Kommunisten und han­
deln im Auftrag der' Sowjetregierung. So wird der 
systematischen Intervention das Tor geöffnet, das im 
Bereich der EVG-Staaten für die Anglo-Amerikaner 
schon immer dann durchschreitbar ist, wenn „von 
irgendeiner Seite“ die Integrität oder Einheit der EVG 
angegriffen wird, z. B. also, wenn ein EVG-Staat sich 
von dem auf 50 Jahre unkündbaren Vertrag zu lösen 
versucht.

Man sieht: Während der Vorschlag Molotows die 
Souveränität und Unabhängigkeit aller 32 europäischen 
Staaten vor jeglicher Einmischung von außen kollektiv 
beschützt, sichert das EVG-System den Anglo-Amerika­
nern das „Recht“ der Intervention in die inneren An­
gelegenheiten aller übrigen Staaten Europas, am nach­
drücklichsten gegenüber der westdeutschen Bundes­
republik, die gerade wegen dieser besonders großen 
Abhängigkeit von den USA-Imperialisten deren privi­
legiertes Werkzeug gegenüber den anderen EVG- 
Staaten ist.

V
Der unüberbrückbare Gegensatz zwischen der Frie­

densordnung des gesamteuropäischen kollektiven 
Sicherheitssystems und dem EVG-Kriegsblock unter 
Führung der USA-Imperialisten zeigt sich auch bei 
Betrachtung vieler weiterer Bestimmungen, deren Un­
tersuchung indessen den Rahmen dieses Aufsatzes über­
schreiten würde. Genannt sei nur noch der Gegensatz

5) Art. 5 des Nordatlantikpaktes lautet: „Die vertragschlie­
ßenden Parteien stimmen darin überein, daß ein bewaffneter 
Angriff auf eine oder mehrere von ihnen in Europa oder 
Nordamerika als Angriff gegen alle zusammen betrachtet wer­
den soll. Daher sind sie sich darin1 einig, daß jede von ihnen 
im Falle eines bewaffneten Angriffes sofort, in Ausübung des 
Rechts der individuellen und kollektiven Selbstverteidigung, 
wie es durch Art. 51 der UN-Charta anerkannt ist, den ange­
griffenen Parteien Beistand leisten wird. Diese Beistandslei­
stung besteht darin, daß sie einzeln und in gemeinschaft­
lichem Vorgehen mit den anderen vertragschließenden Par­
teien die ihnen notwendig erscheinende Aktion einleiten, und 
zwar einschließlich des Gebrauchs von Waffengewalt, um die 
Sicherheit des nordatlantischen Gebietes wiederherzustellen 
und aufrechtzuerhalten.“

6) Hagemann, a. a. O. Bd. 2 S. 387.
7) Hagemann, a. a. O. S. 390.
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